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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Rcnten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 148. Sitzung am 28. Oktober 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Kraftloserklärung 
von Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen 
in besonderen Fällen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fallen vom 
18. April 1950 (Bundesgesetzbl. S. 88) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 830) wird 
wie folgt geändert: 

l.In § 15 Abs. 2 und 3 werden die Worte 
„31. Dezember 1955“ durch die Worte 
„31. Dezember 1958“ ersetzt. 


2. In § 15 Abs. 4 werden die Worte „31. De- 
zember 1956“ durch die Worte „31. De- 
zember 1959“ ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


In Auswirkung des Krieges sind außerhalb 
des Geltungsgebiets des Grundgesetzes viel- 
fach Beschlagnahmen und andere Eingriffe 
vorgenommen worden, durch die den Gläu- 
bigern von Grundpfandrechten die Verfü- 
gung über ihre Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldbriefe dergestalt entzogen 
worden ist, daß sie an der im Rechtsverkehr 
erforderlichen Vorlegung der Briefe noch 
jetzt gehindert sind. Diese Eingriffe sind nur 
in dem Lande rechtswirksam, in dem sie ge- 
troffen worden sind. Sie berühren daher 
nicht das Recht aus der Hypothek, Grund- 
schuld oder Rentenschuld, wenn das belastete 
Grundstück im Geltungsgebiet des Grundge- 


setzes belegen ist. Da die Gläubiger die Her- 
ausgabe der Briefe nicht durchsetzen kön- 
nen, ist durch das Gesetz über die Kraftlos- 
erklärung von Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldbriefen vom 18. April 
1950 (BGBl. S. 88) Abhilfe vorgesehen 
worden. Das Gesetz erweitert gegenüber 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
die Möglichkeiten für die Kraftloserklärung 
der Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefe und vereinfacht für diese beson- 
deren Fälle das Verfahren der Kraftloserklä- 
rung. Bei Erlaß des Gesetzes wurde damit 
gerechnet, daß die Kraftloserklärungen in die- 
sen Fällen binnen weniger Jahre durchgeführt 
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sein würden. Die Geltung der Vorschriften 
des Gesetzes wurde daher in § 15 Abs. 2 bis 
4 zeitlich beschränkt. Hier wurde bestimmt, 
daß 

1. Anträge auf Grund des § 1 nur bis zum 
31. Dezember 1952 gestellt werden könn- 
ten (§15 Abs. 2), 

2. § 14 Abs. 1 nur anzuwenden sei, wenn 
das Aufgebotsverfahren bis zum 31. De- 
zember 1952 beantragt worden ist (§ 15 
Abs. 3), 

3. § 12 und § 14 Abs. 2 nur auf Rechtsstrei- 
tigkeiten anzuwenden seien, die bis zum 
31. Dezember 1953 bei Gericht anhängig 
gemacht sind (§ 15 Abs. 4). 

Als sich im Jahre 1952 ergeben hatte, daß 
erst ein Bruchteil der Kraftloserklärungen, 
für die das Gesetz die Möglichkeit eröffnet, 
erledigt war, wurden die in § 15 Abs. 2 be- 
stimmte Frist und die in § 15 Abs. 3 und 4 
bestimmten Endtermine durch § 1 Nr. 2 und 
3 des Änderungsgesetzes vom 20. Dezember 
1952 (BGBl. I S. 830) um je drei Jahre ver- 
längert und hinausgeschoben. Zugleich wurde 
durch Änderung des § 9 Abs. 1 des Ge- 
setzes die Kraftloserklärung weiter erleich- 
tert und die Erstreckung der Geltung des Ge- 
setzes auf das Land Berlin ermöglicht, die 


dann durch das Berliner Gesetz vom 24. De- 
zember 1952 (GVB1. S. 1207) angeordnet 
worden ist. 

Unter der Geltung des Änderungsgesetzes ist 
zwar die Kraftloserklärung des größten Teils 
der in Betracht kommenden Briefe durchge- 
führt oder wenigstens eingeleitet worden. Es 
hat sich jedoch ergeben, daß einige Gläubiger 
in den vergangenen Jahren noch nicht in der 
Lage waren, die in Betracht kommenden Be- 
stände ihrer Hypothekenbriefe vollzählig für 
kraftlos erklären zu lassen. Dies gilt insbe- 
sondere für einige verlagerte Kreditinstitute, 
die infolge des Krieges oder seiner Nachwir- 
kungen ihre Akten verloren haben und noch 
einige tausend Hypothekenbriefe über Be- 
träge von mehreren Millionen Deutsche 
Mark aufzubieten haben. Um die Kraftlos- 
erklärung auch dieser Briefe zu ermöglichen, 
ist es erforderlich, nochmals die Frist des § 15 
Abs. 2 zu verlängern und die Endtermine des 
§15 Abs. 3 und 4 hinauszuschieben. Nach 
dem Ergebnis der Ermittlungen ist hierfür 
eine Zeitspanne von drei Jahren ausreichend. 
§ 1 des Entwurfs sieht eine dementsprechende 
Änderung des § 15 des Gesetzes vor. 

Die Vorschriften der §§ 2 und 3 des Ent- 
wurfs entsprechen den §§ 2 und 3 des ersten 
Änderungsgesetzes. 
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